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Hauptversammlung der
Francotyp-Postalia Holding AG
am 10. November 2020

Erlauterungen zu den Rechten der Aktionare nach 88 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127,
131 Abs. 1 AktG teilweise in Verbindung mit COVID-19-Gesetz

Die Einberufung der Hauptversammlung enthélt Angaben zu den Rechten der Aktionare nach § 122 Abs.
2,8126 Abs. 1, 8 127 und 8§ 131 Abs. 1 Aktiengesetz (,AktG") teils in Verbindung mit dem ,Gesetz uber
MaRnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur
Bekampfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie” (BGBI. | 2020, S. 570; im Folgenden ,,COVID-
19-Gesetz"), insbesondere zu den Fristen fur die Ausiibung dieser Rechte. Die nachfolgenden Angaben
dienen einer weitergehenden Erlauterung dieser Aktionarsrechte.

Ergédnzungsantrage zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemaf 8§ 122 Abs. 2 AktG
in Verbindung mit § 1 Abs. 3 Satz 4 COVID-19-Gesetz

Aktionare, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag
von EUR 500.000,00 am Grundkapital der Gesellschaft (dies entspricht 500.000 Stiickaktien) erreichen,
kénnen verlangen, dass Gegenstande auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden.
Jedem neuen Gegenstand muss eine Begriindung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen
muss schriftlich an den Vorstand gerichtet werden und der Gesellschaft geméaR § 1 Abs. 3 Satz 4 COVID-
19-Gesetz mindestens 14 Tage vor der Versammlung, also bis spatestens zum Ablauf des 26. Oktober
2020, 24:00 Uhr MEZ zugegangen sein. Wir bitten, entsprechende Verlangen an folgende Adresse zu
richten:

Francotyp-Postalia Holding AG
Der Vorstand
z.Hd. Investor Relations / Herr Maik Laske

Prenzlauer Promenade 28, 13089 Berlin

oder in elektronischer Form geman § 126a BGB an:

hauptversammlung@francotyp.com
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Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs
des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands
Uber den Antrag halten, wobei 8 70 AktG bei der Berechnung der Aktienbesitzzeit Anwendung findet.
Der Tag des Zugangs des Verlangens ist nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem
Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt
nicht in Betracht. Die 88 187 bis 193 BGB sind nicht entsprechend anzuwenden.

Bekannt zu machende Erganzungen der Tagesordnung werden — soweit sie nicht bereits mit der
Einberufung bekannt gemacht wurden — unverziglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger
bekannt gemacht und solchen Medien zur Verdffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen
werden kann, dass sie die Information in der gesamten Europdaischen Union verbreiten. Sie werden

aulBerdem sind Uber die Internetseite der Gesellschaft unter https://www.fp-francotyp.com/hv2020 de

veroffentlicht und so den Aktionaren mitgeteilt.

Die diesen Aktionarsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes lauten wie folgt:

§ 122 AktG Einberufung auf Verlangen einer Minderheit

Q) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionare, deren Anteile zusammen den
zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des
Zwecks und der Griinde verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die
Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine
andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knipfen. Die
Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des
Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur
Entscheidung des Vorstands uber den Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend

anzuwenden.

(2) In gleicher Weise kdénnen Aktionare, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, dass
Gegenstande auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen
Gegenstand muss eine Begriindung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen
im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei bérsennotierten
Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs

ist nicht mitzurechnen.
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Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Gericht die Aktionare, die das
Verlangen gestellt haben, erméachtigen, die Hauptversammlung einzuberufen oder den
Gegenstand bekannt zu machen. Zugleich kann das Gericht den Vorsitzenden der
Versammlung bestimmen. Auf die Ermé&chtigung muss bei der Einberufung oder
Bekanntmachung hingewiesen werden. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde
zulassig. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie die Aktien bis zur Entscheidung

des Gerichts halten.

Die Gesellschaft tréagt die Kosten der Hauptversammlung und im Fall des Absatzes 3 auch

die Gerichtskosten, wenn das Gericht dem Antrag stattgegeben hat.

§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergédnzungsverlangen; Vorschlage zur Beschlussfassung (Auszug)

(1)

Hat die Minderheit nach 8§ 122 Abs. 2 verlangt, dass Gegenstande auf die Tagesordnung
gesetzt werden, so sind diese entweder bereits mit der Einberufung oder andernfalls
unverziglich nach Zugang des Verlangens bekannt zu machen; § 121 Abs. 4 gilt sinngemag;
zudem gilt bei bdrsennotierten Gesellschaften § 121 Abs. 4a entsprechend.
Bekanntmachung und Zuleitung haben dabei in gleicher Weise wie bei der Einberufung zu
erfolgen.

§ 121 AktG Allgemeines (Auszug)

(4)

(4a)

(7)

Die Einberufung ist in den Gesellschaftsblattern bekannt zu machen. Sind die Aktionare der
Gesellschaft namentlich bekannt, so kann die Hauptversammlung mit eingeschriebenem
Brief einberufen werden, wenn die Satzung nichts anderes bestimmt; der Tag der Absendung

gilt als Tag der Bekanntmachung.

Bei borsennotierten Gesellschaften, die nicht ausschliel3lich Namensaktien ausgegeben
haben oder welche die Einberufung den Aktionéren nicht unmittelbar nach Absatz 4 Satz 2
Ubersenden, ist die Einberufung spétestens zum Zeitpunkt der Bekanntmachung solchen
Medien zur Veroffentlichung zuzuleiten, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass

sie die Information in der gesamten Européischen Union verbreiten.

Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurtickberechnet werden, ist der Tag
der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem
Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden
Werktag kommt nicht in Betracht. Die 8§ 187 bis 193 des Birgerlichen Gesetzbuchs sind
nicht entsprechend anzuwenden. Bei nichtbérsennotierten Gesellschaften kann die Satzung

eine andere Berechnung der Frist bestimmen.
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§ 70 AktG Berechnung der Aktienbesitzzeit

Ist die Ausiibung von Rechten aus der Aktie davon abhangig, dass der Aktionar wahrend eines
bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein Anspruch auf
Ubereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder
§ 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes Uber das Kreditwesen tatiges Unternehmen gleich. Die
Eigentumszeit eines Rechtsvorgangers wird dem Aktionar zugerechnet, wenn er die Aktie unentgeltlich,
von seinem Treuh&nder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder
bei einer Bestandsuibertragung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes

Uber Bausparkassen erworben hat.

§ 1 COVID-19-Gesetz (Auszug)

(3) Abweichend von § 123 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 5 des Aktiengesetzes kann der
Vorstand entscheiden, die Hauptversammlung spatestens am 21. Tag vor dem Tag der Versammlung
einzuberufen. Abweichend von 8 123 Absatz 4 Satz 2 des Aktiengesetzes hat sich der Nachweis des
Anteilsbesitzes bei borsennotierten Gesellschaften auf den Beginn des zwdlften Tages vor der
Versammlung zu beziehen und muss bei Inhaberaktien der Gesellschaft an die in der Einberufung hierfur
mitgeteilte Adresse bis spatestens am vierten Tag vor der Hauptversammlung zugehen, soweit der
Vorstand in der Einberufung der Hauptversammlung eine kirzere Frist fir den Zugang des Nachweises
bei der Gesellschaft vorsieht; abweichende Satzungsbestimmungen sind unbeachtlich. Im Fall der
Einberufung mit verkirzter Frist nach Satz 1 hat die Mitteilung nach § 125 Absatz 1 Satz 1 des
Aktiengesetzes spatestens zwolf Tage vor der Versammlung und die Mitteilung nach 8§ 125 Absatz 2 des
Aktiengesetzes hat an die zu Beginn des zwdlften Tages vor der Hauptversammlung im Aktienregister
Eingetragenen zu erfolgen. Abweichend von § 122 Absatz 2 des Aktiengesetzes miissen
Erganzungsverlangen im vorgenannten Fall mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft

zugehen.
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Gegenantrage gemaf § 126 Abs. 1 AktG und Wahlvorschlage gemaf § 127 AktG

Dariiber hinaus kdnnen Aktiondre der Gesellschaft Gegenantrage gegen Vorschlage von Vorstand
und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschlage tibersenden.
Gegenantrage (ggf. nebst Begrindung), Wahlvorschlage und sonstige Anfragen von Aktiondren zur

Hauptversammlung sind ausschlief3lich an die nachstehende Adresse zu richten:

Francotyp-Postalia Holding AG
Investor Relations
Herr Maik Laske
Prenzlauer Promenade 28, 13089 Berlin
Fax: +49 (0)30 — 220 660-425

Email: m.laske@francotyp.com

Anderweitig adressierte Gegenantradge und Wahlvorschlage werden nicht beriicksichtigt.

Bis 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, also bis spatestens zum Ablauf des 26. Oktober 2020
(24:00 Uhr MEZ) bei vorstehender Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse mit Nachweis der
Aktionarseigenschaft eingegangene Gegenantrage und Wahlvorschlage einschlie3lich des Namens des
Aktionars sowie zuganglich zu machender Begriindungen werden nach ihrem Eingang den anderen
Aktionaren im Internet unter https://www.fp-francotyp.com/hv2020_de zuganglich gemacht, sofern die
Ubrigen Voraussetzungen fir eine Pflicht zur Veroffentlichung gemald 8 126 AktG erflllt sind. Eventuelle

Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse verdéffentlicht.

Der Vorschlag eines Aktionars zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlusspriifern muss
geman § 127 Satz 2 AktG nicht begriindet werden. Zuséatzlich zu den in § 126 Abs. 2 AktG genannten
Grunden braucht der Vorstand einen Wahlvorschlag unter anderem auch dann nicht zugénglich zu
machen, wenn der Vorschlag nicht Namen, ausgelibten Beruf und Wohnort des Kandidaten enthéalt.
Vorschlage zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern missen auch dann nicht zugénglich gemacht werden,
wenn ihnen keine Angaben zu der Mitgliedschaft der vorgeschlagenen Aufsichtsratskandidaten in
anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsréaten im Sinne von 8§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG beigeflgt sind.

Ein nach den 8§88 126, 127 AktG zuganglich zu machender Gegenantrag oder Wahlvorschlag wird im
Rahmen der Hauptversammlung als gestellt beriicksichtigt, wenn der antragstellende Aktionar
ordnungsgemalf zur Hauptversammlung angemeldet ist. Darliber hinaus ist es nicht moglich, wahrend

der Hauptversammlung Gegenantrage zu stellen oder Wahlvorschlage zu machen.


mailto:m.laske@francotyp.com

©

GERMAN
MAILGENEERING

Die diesen Aktionarsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die auch bestimmen,

unter

welchen Voraussetzungen von einem Zuganglichmachen von Gegenantragen und

Wahlvorschlagen abgesehen werden kann, lauten wie folgt:

§ 126 AktG Antrage von Aktionaren

@

)

Antrage von Aktionaren einschlielich des Namens des Aktionars, der Begrindung und einer
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten
Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zuganglich zu machen, wenn der Aktionar
mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen
Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit
Begriindung an die in der Einberufung hierflir mitgeteilte Adresse Ubersandt hat. Der Tag
des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei borsennotierten Gesellschaften hat das
Zugéanglichmachen uber die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt

entsprechend.

Ein Gegenantrag und dessen Begriindung brauchen nicht zuganglich gemacht zu werden,

1. soweit sich der Vorstand durch das Zuganglichmachen strafbar machen wirde,

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der
Hauptversammlung fiihren wiirde,

3. wenn die Begrindung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irrefihrende
Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthalt,

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestiitzter Gegenantrag des Aktionéars bereits zu
einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugénglich gemacht worden ist,

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionars mit wesentlich gleicher Begriindung in den
letzten funf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft
nach § 125 zuganglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als
der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals fir ihn gestimmt hat,

6. wenn der Aktionar zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht
teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder

7. wenn der Aktionar in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von

ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.
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Die Begrindung braucht nicht zugénglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5000

Zeichen betragt.

3) Stellen mehrere Aktionare zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenantréage,

so kann der Vorstand die Gegenantrage und ihre Begriindungen zusammenfassen.

§ 127 Satz 1 bis 3 AktG Wahlvorschlage von Aktionaren

Fir den Vorschlag eines Aktionars zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprifern gilt
§ 126 sinngemalf3. Der Wahlvorschlag braucht nicht begriindet zu werden. Der Vorstand braucht den
Wahlvorschlag auch dann nicht zugénglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach §
124 Absatz 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthalt.

§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergénzungsverlangen; Vorschlage zur Beschlussfassung (Auszug)

3) ... Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prifern hat deren Namen,

ausgelbten Beruf und Wohnort anzugeben. ...

§ 125 AktG Mitteilungen fur Aktiondre und Aufsichtsratsmitglieder (Auszug)

1) ... Bei borsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von
Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden
Aufsichtsraten beizufiigen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und

auslandischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefligt werden.

Fragemdglichkeit der Aktion&re gemalf § 131 Abs. 1 AktG in Verbindung mit 8 1 Abs. 2 Satz 1
Ziffer 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz

Aktiondre und deren Bevollmachtigte haben eine Fragemoglichkeit im Wege elektronischer
Kommunikation gemaf § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 COVID-19-Gesetz. Die Fragemoglichkeit besteht nur fir
Aktionare und deren Bevollmachtigte, die sich ordnungsgem&f zur virtuellen Hauptversammlung
angemeldet haben. Fragen der Aktionare oder ihrer Bevollméchtigten sind bis spéatestens zwei Tage vor
der virtuellen Hauptversammlung, d.h. bis spatestens 08. November 2020,12:00 Uhr MEZ (Zugang),

ausschlieB3lich im Wege der elektronischen Kommunikation Uber das zugangsgeschuitzte HV-Portal unter

https://www.fp-francotyp.com/hv2020 de

einzureichen.
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Hierflr ist im HV-Portal die Schaltflache ,Frage einreichen” vorgesehen. Nach Ablauf der genannten Frist

kénnen keine Fragen mehr eingereicht werden.

Es ist vorgesehen, die Fragensteller im Rahmen der Fragenbeantwortung grundsétzlich namentlich zu

nennen.

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemafen, freiem Ermessen, welche Fragen er wie beantwortet. Er
kann dabei Fragen zusammenfassen und auch im Interesse der anderen Aktionare sinnvolle Fragen
auswahlen. Der Vorstand behdlt sich vor, Antworten auf Fragen vorab auf der Internetseite der

Gesellschaft unter https://www.fp-francotyp.com/hv2020 de zu verdffentlichen und in diesem Fall auf eine

erneute Beantwortung wéahrend der virtuellen Hauptversammlung zu verzichten.

Dariiber hinaus gelten die allgemeinen Auskunftsverweigerungsrechte des § 131 Abs. 3 AktG. Der
Vorstand kann von einer Beantwortung der Fragen absehen, etwa weil die Erteilung der Auskunft nach
vernlnftiger kaufmannischer Beurteilung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen
Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufigen (z.B. keine Offenlegung von

Geschaftsgeheimnissen) oder weil er sich durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen wiirde.

Die diesen Aktionarsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die auch bestimmen,
unter welchen Voraussetzungen der Vorstand von der Beantwortung von Fragen absehen kann, lauten

wie folgt:

8 131 AktG Auskunftsrecht des Aktionars

Q) Jedem Aktionar ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft Gber
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgeméafRlen Beurteilung des
Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf
die rechtlichen und geschéftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen
Unternehmen. Macht eine Gesellschaft von den Erleichterungen nach § 266 Absatz 1 Satz
3, § 276 o- der § 288 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionér verlangen,
dass ihm in der Hauptversammlung Uber den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der
Form vorgelegt wird, die er ohne diese Erleichterungen hétte. Die Auskunftspflicht des
Vorstands eines Mutterunternehmens (8 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) in der
Hauptversammlung, der der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht vorgelegt
werden, erstreckt sich auch auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss

einbezogenen Unternehmen.
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Die Auskunft hat den Grundsatzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu
entsprechen. Die Satzung oder die Geschaftsordnung gemaR § 129 kann den
Versammlungsleiter ermdachtigen, das Frage- und Rederecht des Aktionars zeitlich

angemessen zu beschranken, und Naheres dazu bestimmen.

Der Vorstand darf die Auskunft verweigern,

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach verniunftiger kaufmannischer Beurteilung
geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht
unerheblichen Nachteil zuzufugen;
soweit sie sich auf steuerliche Wertansétze oder die Hohe einzelner Steuern bezieht;

3. Uber den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegensténde in der Jahresbilanz
angesetzt worden sind, und einem héheren Wert dieser Gegensténde, es sei denn,
dass die Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt;

4, Uber die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser
Methoden im Anhang ausreicht, um ein den tatsdchlichen Verhaltnissen
entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft im
Sinne des § 264 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn
die Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellt;

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen wiirde;
soweit bei einem Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut Angaben {ber
angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie vorgenommene
Verrechnungen im Jahresabschluss, Lagebericht, Konzernabschluss oder
Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden brauchen;

7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft Giber mindestens sieben

Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgéngig zugénglich ist.

Aus anderen Griinden darf die Auskunft nicht verweigert werden.

Ist einem Aktionar wegen seiner Eigenschaft als Aktiondr eine Auskunft auRRerhalb der
Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem anderen Aktionar auf dessen
Verlangen in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie zur sachgemaf3en Beurteilung
des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist. Der Vorstand darf die Auskunft
nicht nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 verweigern. Satze 1 und 2 gelten nicht, wenn ein
Tochterunternehmen (8 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), ein
Gemeinschaftsunternehmen (§ 310 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) oder ein assoziiertes
Unternehmen (8 311 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) die Auskunft einem
Mutterunternehmen (8 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) zum Zwecke der
Einbeziehung der Gesellschaft in den Konzernabschluss des Mutterunternehmens erteilt und

die Auskunft fur diesen Zweck benétigt wird.

Wird einem Aktionar eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dass seine Frage und
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der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift tber die

Verhandlung aufgenommen werden.

§ 1 COVID-19-Gesetz (Auszug)

(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Prasenz der
Aktiondre oder ihrer Bevollméchtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird,

sofern

3. den Aktionaren eine Fragemdglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation

eingeraumt wird,

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgeméaflem, freiem Ermessen, welche Fragen er wie
beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spatestens zwei Tage vor der

Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind.

Elektronische Zugangsbestatigung und Bestatigung Gber die Stimmenzéhlung

Bei Ausiibung des Stimmrechts im Wege der elektronischen Briefwahl wird dem Abgebenden der Zugang
der elektronisch abgegebenen Stimme gemal § 118 Abs. 2 Satz 2, Abs. 1 Satz 3 bis 5 AktG i.V.m. Art. 7
Abs. 1 und Art. 9 Abs. 5 Unterabs. 1 der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/1212 von der Gesellschaft

elektronisch bestatigt.

Der Abstimmende kann gemal3 § 129 Abs. 5 AktG i.V.m. Art. 7 Abs. 2 und Art. 9 Abs. 5 Unterabs. 2 der
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2018/1212 von der Gesellschaft innerhalb eines Monats nach dem Tag
der Hauptversammlung, das heif3t bis zum Ablauf des 10. Dezember 2020, 24.00 Uhr (MEZ), eine

Bestatigung darlber verlangen, ob und wie seine Stimme gezahlt wurde.

Berlin, im Oktober 2020

Francotyp-Postalia Holding AG
Der Vorstand



	Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127,
	Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß § 122 Abs. 2 AktG in Verbindung mit § 1 Abs. 3 Satz 4 COVID-19-Gesetz
	Gegenanträge gemäß § 126 Abs. 1 AktG und Wahlvorschläge gemäß § 127 AktG
	Fragemöglichkeit der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1 AktG in Verbindung mit § 1 Abs. 2 Satz 1 Ziffer 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz
	Elektronische Zugangsbestätigung und Bestätigung über die Stimmenzählung

